Anlage

) Synopse
zur Anderung der Geschaftsordnung

Geltende Fassung (vorgeschlagene Streichungen werden kursiv
dargestellt)

Vorgeschlagene neue Fassung (vorgeschlagener neuer Text wird in
Fettdruck dargestellt)

§ 2 Nr. 4 GeschO

Bestimmung der weiteren Stellvertretung des Oberbilrgermeisters
gemal Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO und Bestimmung von ehrenamtlichen
Stadtratsmitgliedern als stellvertretende Ausschussvorsitzende geméaf
Art. 33 Abs. 2 GO;

§ 2 Nr. 4 GeschO

Bestimmung der weiteren Stellvertretung des Oberbilrgermeisters
gemal Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO;

§ 4 Nr. 14 GeschO

Genehmigung von Investitions-, InvestitionsférderungsmalRnahmen
und anderen MalRnahmen mit Ausgaben von mehr als 2,5 Mio. Euro,
soweit nicht die Zustéandigkeit des Ausschusses fiir
Standortangelegenheiten fiir Fliichtlinge gegeben ist (fir Mallnahmen
des U-Bahn-Baues von mehr als 5 Mio. Euro), soweit es sich nicht um
Baumalinahmen des Finanzhaushaltes / Investitionstatigkeit handelt;

§ 4 Nr. 14 GeschO

Genehmigung von Investitions-, Investitionsférderungsmalinahmen
und anderen MalRnahmen mit Ausgaben von mehr als 2,5 Mio. Euro
(fur MaBnahmen des U-Bahn-Baues von mehr als 5 Mio. Euro), soweit
es sich nicht um Unterkiinfte fiir Fliichtlinge und Wohnungslose
oder um Baumalnahmen des Finanzhaushaltes / Investitionstatigkeit
handelt;

§ 4 Nr. 24 GeschO

Anmietungen aller Art, wenn die Jahresmiete 0,5 Mio. Euro Ubersteigt,
soweit nicht die Anmietung in die Zusténdigkeit des Ausschusses fiir
Standortangelegenheiten fiir Fliichtlinge féllt,

§ 4 Nr. 24 GeschO

Anmietungen aller Art, wenn die Jahresmiete 0,5 Mio. Euro Ubersteigt,
soweit es sich nicht um Anmietungen von Unterkiinften fiir
Flichtlinge und Wohnungslose handelt;

§ 7 Abs. 1 Nr. 4 GeschO
Der Sozialausschuss 20

fur Jugendangelegenheiten, soweit nicht der Kinder- und
Jugendhilfeausschuss, der Bildungsausschuss oder der
Sportausschuss zustandig ist;

fur Familienangelegenheiten, soweit nicht der Kinder- und
Jugendhilfeausschuss, der Bildungsausschuss oder der
Sportausschuss zustandig ist;

§ 7 Abs. 1 Nr. 4 GeschO
Der Sozialausschuss 20

a) fur Jugendangelegenheiten, soweit nicht der Kinder- und
Jugendhilfeausschuss, der Bildungsausschuss oder der
Sportausschuss zustandig ist;

b) fur Familienangelegenheiten, soweit nicht der Kinder- und
Jugendhilfeausschuss, der Bildungsausschuss oder der
Sportausschuss zustandig ist;
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Geltende Fassung (vorgeschlagene Streichungen werden kursiv
dargestellt)

Vorgeschlagene neue Fassung (vorgeschlagener neuer Text wird in
Fettdruck dargestellt)

fur Sozialangelegenheiten;

fur Angelegenheiten des Amts fir Wohnen und Migration, soweit nicht
die Zustandigkeit des Ausschusses fur Standortangelegenheiten fur
Fluchtlinge gegeben ist, insbesondere Vollzug der
Zweckentfremdungsverordnung in Fallen besonderer Bedeutung;

fur soziale Stiftungen.

c) flr Sozialangelegenheiten;

d) fur Angelegenheiten des Amts fur Wohnen und Migration,
insbesondere fur den Vollzug der Zweckentfremdungssatzung in
Fallen besonderer Bedeutung und
fur die Festlegung der Standorte fiir die Unterkiinfte fiir
Fliichtlinge und Wohnungslose, soweit die Standorte nicht
uber ein Vergabeverfahren von Belegungsvereinbarungen
festgelegt sind, sowie fiir die Vergabe des Betriebs und der
damit verbundenen Dienstleistungen dieser Unterkiinfte (u.a.
Abschluss von Betreibervertragen) und die Tragerschafts-
auswahlverfahren fiir die Betreuung und Einrichtungsfiuhrung
von Unterkiinften von Fliichtlingen und Wohnungslosen,
unabhangig von der Wertgrenze, soweit nicht die Zustandig-
keit des Oberbiirgermeisters fiir Vergaben nach § 22 Abs. 1
Satz 2 Nr. 3, § 23 Nr. 8a GeschO sowie fiir den Abschluss von
Vertragen nach § 22 Abs. 2 GeschO gegeben ist;

e) fur soziale Stiftungen.

§ 7 Abs. 1 Nr. 5 GeschO

Der Kommunalausschuss 17
fur alle im Bereich des Kommunalreferats anfallenden
Angelegenheiten, soweit nicht die Zusténdigkeit des Ausschusses fiir
Standortangelegenheiten fiir Fliichtlinge gegeben ist, insbesondere fir
Grundsticksangelegenheiten (mit Ausnahme von Erwerbsvorgange im
Sinne des § 23 Satz 1 Nr. 9 GeschOQ), fiir Angelegenheiten der
kommunalen Betriebe sowie flir Entschadigungsleistungen nach dem
Baugesetzbuch und

fur Baumalnahmen des Finanzhaushalts (Bauten und
Instandsetzungen von Bauten, die dem Kommunalreferat zugeordnet

§ 7 Abs. 1 Nr. 5 GeschO
Der Kommunalausschuss 17

fur alle im Bereich des Kommunalreferats anfallenden
Angelegenheiten, insbesondere

a) fur Grundstiicksangelegenheiten (mit Ausnahme von
Erwerbsvorgangen im Sinne des § 23 Satz 1 Nr. 9 GeschO),

b) fir Angelegenheiten der kommunalen Betriebe sowie flr
Entschadigungsleistungen nach dem Baugesetzbuch;

c) fur BaumalRnahmen des Finanzhaushalts (Bauten und
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Geltende Fassung (vorgeschlagene Streichungen werden kursiv Vorgeschlagene neue Fassung (vorgeschlagener neuer Text wird in

dargestellt) Fettdruck dargestellt)

sind) nach den stadtischen Richtlinien fir Hochbauprojekte Instandsetzungen von Bauten, die dem Kommunalreferat

zugeordnet sind) nach den stadtischen Richtlinien flr
- fOr die Genehmigung des Bedarfs mit Projektauftrag bei Hochbauprojekte

Projektkosten von Uber 1 Mio. Euro bis 15 Mio. Euro;
ausgenommen sind BaumaRnahmen im aa) fur die Genehmigung des Bedarfs mit Projektauftrag bei
Zustandigkeitsbereich der Bezirksausschiisse mit Projektkosten von tber 1 Mio. Euro bis 15 Mio. Euro;
Projektkosten von lber 1 Mio. Euro bis 2,5 Mio. Euro ausgenommen sind Baumalnahmen im Zustandigkeitsbereich
(einschlieRlich Grundstiicksanteil); der Bezirksausschisse mit Projektkosten von tber 1 Mio. Euro

bis 2,5 Mio. Euro (einschlieBlich Grundstiicksanteil);
- fur die Erteilung der Ausfihrungsgenehmigung.
bb) fir die Erteilung der Ausfiihrungsgenehmigung.

d) und fiir die Anmietung von Unterkiinften fiir Fliichtlinge und
Wohnungslose unabhédngig von der Miethéhe, soweit nicht die
Zustindigkeit des Oberbiirgermeisters nach § 22 Abs. 1 Satz 2
Nr. 12 gegeben ist, sowie fiir die mit den Unterkiinften fur
Fliichtlinge und Wohnungslose zusammenhangenden
Immobiliendienstleistungen (z.B. fur Sicherheit und
Reinigung) unabhiangig von der Wertgrenze, soweit nicht die
Zustandigkeit des Oberbiirgermeisters nach § 22 Abs. 1 Satz 2
Nr. 3, § 22 Abs. 2, § 23 Nr. 8a) GeschO gegeben ist.

§ 7 Abs. 1 Nr. 14 GeschO § 7 Abs. 1 Nr. 14 GeschO
Der Ausschuss fur Standortangelegenheiten fur Flichtlinge 17 (aufgehoben)

fur die Festlegung der Standorte fir Fliichtlingsunterkiinfte,
einschliefdlich der damit verbundenen Anmietungen, unabhangig von
der Miethdhe, und der Immobiliendienstleistungen, z.B. fur Sicherheit
und Reinigung.
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§ 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 GeschO

Vergabe von Lieferungen und Leistungen (ohne Baukonzessionen und
Dienstleistungskonzessionen) bis zu einem geschatzten Auftragswert
von 2 Mio. Euro. Fir die Berechnung des geschatzten Auftragswertes
sind die vergaberechtlichen Vorgaben entsprechend heranzuziehen;
dies gilt auch im Hinblick auf das bei Rahmenvertragen in Aussicht
genommene Auftragsvolumen. Dabei ist von Brutto-Betragen
auszugehen, soweit es sich nicht um Betriebe gewerblicher Art handelt
(vgl. § 78a GeschO). Fur den Bereich des Baureferates ist die
Entscheidungszustandigkeit fir hdhere Vergabesummen gemal Art. 37
Abs. 2 GO ubertragen worden (§ 23 Satz 1 Nr. 8 GeschO);

§ 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 GeschO

Vergabe von Lieferungen und Leistungen (ohne Baukonzessionen und
Dienstleistungskonzessionen) bis zu einem geschatzten Auftragswert
von 2 Mio. Euro. Fur die Berechnung des geschatzten Auftragswertes
sind die vergaberechtlichen Vorgaben entsprechend heranzuziehen;
dies gilt auch im Hinblick auf das bei Rahmenvertragen in Aussicht
genommene Auftragsvolumen. Dabei ist von Brutto-Betragen
auszugehen, soweit es sich nicht um Betriebe gewerblicher Art handelt
(vgl. § 78a GeschO). Auf die Ubertragung der Entscheidungs-
zustandigkeit fiir hohere Vergabesummen wird hingewiesen (vgl.
§ 23 Nr. 8, 8a) GeschO;

§ 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 GeschO

a) Erwerb, Veraulerung, Tausch und dingliche Belastung von
Grundsticken und grundsticksgleichen Rechten einschlielich
solcher von Stiftungen,

b)  Zahlung von Bodenwertentschadigungen fir die
Inanspruchnahme von Boden,

c) Kaufpreisminderungen wegen Bodenmangel bei verkauften

Grundstiicken

mit einem Geschaftswert bzw. bis zur Héhe von 250.000,-- Euro;

§ 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 GeschO

4. Mit einem Geschaftswert bzw. bis zur Hohe von 250.000,-- Euro

a) Erwerb, Verduerung, Tausch und dingliche Belastung von
Grundsticken und grundsticksgleichen Rechten einschlielich
solcher von Stiftungen;

b) Zahlung von Bodenwertentschadigungen fiir die
Inanspruchnahme von Boden;

c) Kaufpreisminderungen wegen Bodenmangel bei verkauften

Grundsticken;

Auf die Ubertragung der Entscheidungszustiandigkeit fiir
hohere Geschaftswerte wird hingewiesen (vgl. § 23 Nr. 9
GeschO).

§ 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 GeschO

Abschluss von Vergleichen, Einlegung von Rechtsbehelfen und

§ 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 GeschO

Abschluss von Vergleichen, Einlegung von Rechtsbehelfen und
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Rechtsmitteln (ausgenommen Widerspriiche gegen Mahnbescheide
und Einspriiche gegen Vollstreckungsbescheide) und Einleitung von
Aktivprozessen, wenn der voraussichtliche Streitwert oder bei
Vergleichen das Zugestandnis der Stadt 100.000,-- Euro nicht
Ubersteigt; ohne Ricksicht auf den Streitwert Einlegung aller
Widerspruche, die sich gegen die Riuckforderung von Fordermitteln des
Freistaates Bayern, der Bundesrepublik Deutschland oder der
Europaischen Union wenden sowie alle Einspriiche der Stadtkammerei
gegen Steuerbescheide der Finanzverwaltung. Fuhrung aller
Passivprozesse der Stadt und des Stadtrats;

Rechtsmitteln und Einleitung von Aktivprozessen, wenn der
voraussichtliche Streitwert oder bei Vergleichen das Zugestandnis der
Stadt 100.000,-- Euro nicht Gbersteigt; ohne Ricksicht auf den
Streitwert: Einlegung von Widerspriichen gegen Mahnbescheide
und Einlegung von Einspriichen gegen Volistreckungsbescheide,
Einlegung aller Widersprliche, die sich gegen die Riickforderung von
Fordermitteln des Freistaates Bayern, der Bundesrepublik Deutschland
oder der Europaischen Union wenden, sowie alle Einsprliche der
Stadtkdmmerei gegen Steuerbescheide der Finanzverwaltung.
Flhrung aller Passivprozesse der Stadt und des Stadtrats;

§ 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 34 GeschO

Vollzug des Art. 6 des Gesetzes zur Verbesserung des Mietrechts und
zur Begrenzung des Mietanstiegs sowie zur Regelung von Ingenieur-
und Architektenleistungen vom 04.11.1971 und Vollzug der Zweckent-
fremdungsverordnung des Freistaates Bayern in folgenden Fallen:

a) Antrage auf Zweckentfremdung im gesamten Stadtgebiet, tber die
aufgrund einer eindeutigen Rechtslage, insbesondere nach den
geltenden Zweckentfremdungsrichtlinien, nach einer gesicherten
Rechtsprechung und/oder nach entsprechenden Entscheidungen
der Aufsichtsbehdrde entschieden werden kann.

Dies sind insbesondere Falle, bei denen fir den erhaltungs-
wurdigen, zweckzuentfremdenden Wohnraum ein beachtliches
Ersatzwohnraumangebot vorliegt,
b) Entscheidung tber Abhilfe bei Widerspriichen in den unter
Buchstabe a) genannten Féllen,

Antrage auf Zweckentfremdung, bei denen

aa) es sich bei dem zweckzuentfremdenden Wohnraum um nicht
erhaltungswurdigen Wohnraum handelt oder

§ 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 34 GeschO

Vollzug des Gesetzes liber das Verbot der Zweckentfremdung von
Wohnraum (ZwWEWG) vom 10.12.2007, zuletzt geandert durch
Gesetz vom 19.06.2017 und der Satzung der Landeshauptstadt
Muinchen tber das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum
(ZeS) in folgenden Fillen:

a) Antrage auf Zweckentfremdung im gesamten Stadtgebiet, tiber die
aufgrund einer eindeutigen Rechtslage, insbesondere nach den
geltenden Zweckentfremdungsrichtlinien, nach einer gesicherten
Rechtsprechung und/oder nach entsprechenden Entscheidungen
der Aufsichtsbehdrde entschieden werden kann.

Dies sind insbesondere Falle, bei denen fiir den

erhaltungswiurdigen, zweckzuentfremdenden Wohnraum ein
beachtliches Ersatzwohnraumangebot vorliegt,

b) Antrage auf Zweckentfremdung, bei denen

aa) es sich bei dem zweckzuentfremdenden Wohnraum um nicht
erhaltungswurdigen Wohnraum handelt oder
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bb) die Zweckentfremdung im tberwiegend o6ffentlichen Interesse
genehmigt werden muss,

sowie die Entscheidung Uber Abhilfe bei Widerspriichen zu Buchstabe
aa) und bb) sind dem Sozialausschuss zur Stellungnahme vorzulegen,
wenn ihnen nach Vorprifung durch die Verwaltung entsprochen
werden soll.

bb) die Zweckentfremdung im Uberwiegend 6ffentlichen Interesse
genehmigt werden muss,

sind dem Sozialausschuss zur Stellnahme vorzulegen, wenn ihnen
nach Vorprifung durch die Verwaltung entsprochen werden soll.

§ 23 Nr. 8a GeschO

Vergaben aus dem Zustandigkeitsbereich der anderen Referate bis zu
einem geschatzten Auftragswert von 5 Mio. Euro.

§ 23 Nr. 8a GeschO

Vergaben auBerhalb des Zustandigkeitsbereichs des Baureferates
bis zu einem geschatzten Auftragswert von 5 Mio. Euro; dabei ist von
Bruttobetragen auszugehen, soweit es sich nicht um Betriebe
gewerblicher Art handelt (vgl. § 78a GeschO). Fiir die Berechnung
des geschatzten Auftragswertes sind die vergaberechtlichen
Bestimmungen entsprechend heranzuziehen.

§ 74 Wahlen

(1) Wahlen werden in geheimer Abstimmung mittels Stimmzettel
vorgenommen. Sie sind nur glltig, wenn samtliche ehrenamtliche
Stadtratsmitglieder unter Angabe des Gegenstandes geladen sind und
die Mehrheit von ihnen anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 51
Abs. 3 GO).

(2) Zur Feststellung des Wahlergebnisses wird von der vorsitzenden
Person der Vollversammlung ein Wahlausschuss gebildet. Dieser
besteht aus einer vorsitzenden Person und zwei weiteren Mitgliedern,
die von der vorsitzenden Person der Vollversammlung aus der Zahl der
ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder berufen werden.

§ 74 Wahlen (vgl. Art. 51 Abs. 3 GO)

(1) Wahlen werden in geheimer Abstimmung mittels Stimmzettel
vorgenommen. Sie sind nur gultig, wenn samtliche ehrenamtliche
Stadtratsmitglieder unter Angabe des Gegenstandes geladen sind und
die Mehrheit von ihnen anwesend und stimmberechtigt ist.

(2) Gewanhlt ist, wer mehr als die Halfte der abgegebenen gultigen
Stimmen erhalt.
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(3) Ungliltig sind insbesondere Nein-Stimmen, leere Stimmzettel und
solche Stimmzettel, die den Namen der gewahlten Person nicht
eindeutig ersehen lassen. Die Stimmzettel diirfen nicht unterschrieben
sein und keine Zusatze enthalten oder sonstige Kennzeichen tragen.

Ist mindestens die Halfte der abgegebenen Stimmen ungiltig, ist die
Wahl zu wiederholen.

(4) Gewahlt ist, wer mehr als die Halfte der abgegebenen gultigen
Stimmen auf sich vereinigt.

Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen glltig und erhalt keiner der
Bewerber mehr als die Halfte der abgegebenen glltigen Stimmen, so
tritt Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den hdchsten
Stimmenzahlen ein. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl
entscheidet das Los (Art. 51 Abs. 3 GO,).

(5) Haben im ersten Wahlgang von mehreren Bewerberinnen bzw.
Bewerbern drei oder mehr die gleiche hdchste Stimmenzahl erhalten
oder stehen an zweiter Stelle zwei oder mehr Bewerberinnen bzw.
Bewerber mit gleichen Stimmzahlen, so entscheidet das Los dartber,
wer von ihnen mit gleicher Stimmenzahl in die Stichwahl kommt. Bei
Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet gleichfalls das Los.
Das Los zieht ein vom Stadtrat bestimmtes Mitglied. Die Lose stellt die
vorsitzende Person in Abwesenheit dieses Mitgliedes her. Der Hergang
der Losziehung ist in der Niederschrift darzustellen.

(6) Anstellung im stadtischen Dienst gilt nicht als Wahl.

(3) Ungdltig sind insbesondere Nein-Stimmen, leere Stimmzettel und
solche Stimmzettel, die den Namen der gewahlten Person nicht
eindeutig ersehen lassen. Die Stimmzettel dirfen nicht unterschrieben
sein und keine Zusatze enthalten oder sonstige Kennzeichen tragen.

(4) Ist mindestens die Halfte der abgegebenen Stimmen ungliltig, ist
die Wahl zu wiederholen.

Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen gultig, und erhalt keiner der
Bewerber mehr als die Halfte der abgegebenen glltigen Stimmen, so
tritt Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den hdchsten
Stimmenzahlen ein. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet
das Los.

(5) Haben im ersten Wahlgang von mehreren Bewerberinnen bzw.
Bewerbern drei oder mehr die gleiche hdchste Stimmenzahl erhalten
oder stehen an zweiter Stelle zwei oder mehr Bewerberinnen bzw.
Bewerber mit gleichen Stimmenzahlen, so entscheidet das Los
dariber, wer von ihnen mit gleicher Stimmenzahl in die Stichwahl
kommt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet gleichfalls
das Los. Das Los zieht ein vom Stadtrat bestimmtes Mitglied. Die Lose
stellt die vorsitzende Person in Abwesenheit dieses Mitgliedes her. Der
Hergang der Losziehung ist in der Niederschrift darzustellen.

(6) Zur Feststellung des Wahlergebnisses wird von der vorsitzenden
Person der Vollversammlung ein Wahlausschuss gebildet. Dieser
besteht aus einer vorsitzenden Person und zwei weiteren Mitgliedern,
die von der vorsitzenden Person der Vollversammlung aus der Zahl der
ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder berufen werden.

(7) Anstellung im stadtischen Dienst gilt nicht als Wahl
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	Vergabe von Lieferungen und Leistungen (ohne Baukonzessionen und Dienstleistungskonzessionen) bis zu einem geschätzten Auftragswert von 2 Mio. Euro. Für die Berechnung des geschätzten Auftragswertes sind die vergaberechtlichen Vorgaben entsprechend heranzuziehen; dies gilt auch im Hinblick auf das bei Rahmenverträgen in Aussicht genommene Auftragsvolumen. Dabei ist von Brutto-Beträgen auszugehen, soweit es sich nicht um Betriebe gewerblicher Art handelt (vgl. § 78a GeschO). Für den Bereich des Baureferates ist die Entscheidungszuständigkeit für höhere Vergabesummen gemäß Art. 37 Abs. 2 GO übertragen worden (§ 23 Satz 1 Nr. 8 GeschO);
	Vergabe von Lieferungen und Leistungen (ohne Baukonzessionen und Dienstleistungskonzessionen) bis zu einem geschätzten Auftragswert von 2 Mio. Euro. Für die Berechnung des geschätzten Auftragswertes sind die vergaberechtlichen Vorgaben entsprechend heranzuziehen; dies gilt auch im Hinblick auf das bei Rahmenverträgen in Aussicht genommene Auftragsvolumen. Dabei ist von Brutto-Beträgen auszugehen, soweit es sich nicht um Betriebe gewerblicher Art handelt (vgl. § 78a GeschO). Auf die Übertragung der Entscheidungs­zuständigkeit für höhere Vergabesummen wird hingewiesen (vgl. § 23 Nr. 8, 8a) GeschO;
	Vollzug des Art. 6 des Gesetzes zur Verbesserung des Mietrechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs sowie zur Regelung von Ingenieur- und Architektenleistungen vom 04.11.1971 und Vollzug der Zweckent­fremdungsverordnung des Freistaates Bayern in folgenden Fällen:
	sowie die Entscheidung über Abhilfe bei Widersprüchen zu Buchstabe aa) und bb) sind dem Sozialausschuss zur Stellungnahme vorzulegen, wenn ihnen nach Vorprüfung durch die Verwaltung entsprochen werden soll.
	Vollzug des Gesetzes über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (ZwEWG) vom 10.12.2007, zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.06.2017 und der Satzung der Landeshauptstadt München über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (ZeS) in folgenden Fällen:
	sind dem Sozialausschuss zur Stellnahme vorzulegen, wenn ihnen nach Vorprüfung durch die Verwaltung entsprochen werden soll.

